
Nachrichten der Wiener Umweltanwaltschaft

032012

Für die Umwelt.  Im Interesse aller Wienerinnen und Wiener.

Pendlerpauschale „neu“
Wiener Atomgipfel
Änderung der UVP-Richtlinie der EU

Umwelt und 
Mobilität



2

Editorial

Dr. Andrea Schnattinger
Wiener Umweltanwältin

Zunächst die guten Nach-
richten: Die Feinstaubbe-
lastung ist 2012 gegen-
über den Vorjahren 2010 
und 2011  zurückgegangen. 
Wenn auch günstige Wit-
terung mit ein wichtiger 

Grund dafür ist, sind die Wiener Maß-
nahmen sehr positiv zu sehen und be-
kämpfen Luftverschmutzung direkt vor 
Ort. Eine Vielzahl wirkt im 3. Feinstaub-
paket in den Bereichen Raumwärme und 
Verkehr im weitesten Sinn. So vermin-
dert die Umstellung des Winterdienstes 
auf Salzsole und verbesserte Räumung 
statt Streusplitt den Feinstaub deutlich. 
Die Parkraumbewirtschaftung, Verbes-
serungen für RadfahrerInnen, die Aus-
weitung der Öffi-Angebote bei günstiger 
Jahreskarte sind Maßnahmen, die bereits 
Ergebnisse zeigen.

Diese umweltstadt fokussiert auf die 
Umweltwirkungen des Verkehrs. Ob-

wohl eben „nur“ ein Viertel der Fein-
staubemissionen in Wien entstehen, wird 
von Umweltmedizinern immer wieder 
betont, dass vor allem Emissionen aus 
dem Autoverkehr bei Kleinkindern nega-
tive Auswirkungen auf die Lungenfunk-
tion haben und Menschen mit Vorerkran-
kungen besonders negativ beeinflussen. 
Nicht zu vergessen ist auch der Straßen-
lärm, der österreichweit etwa 1,5 Millio-
nen Menschen in ihrer Wohnumgebung 
beeinträchtigt. Eine Reduktion um 3 De-
zibel ergibt eine Halbierung des Lärms 
und eine Reduktion von 50 auf 30 km/h 
wirken mit 5 Dezibel! All das ist Grund 
genug städtische Mobilität mit anderen 
Augen zu betrachten und zwar unter dem 
Schwerpunkt der Vermeidung von Emis-
sionen, was wir in unserem Hauptartikel 
versuchen. 

Alle „Umwelt“-Daten zeigen, dass es 
sich lohnt Autoverkehr zu reduzieren.

Wichtig ist allerdings, dass wir die 

Vielzahl an Gruppen nicht aus den Au-
gen verlieren, die an der Mobilität teilha-
ben sollen und wollen. Das wird nicht al-
les über jenen ÖV abzuwickeln sein, den 
wir jetzt kennen. Eine Erweiterung von 
Rufsystemen, Tür zu Tür Services und 
einfacher Zugang über eine Mobilitäts-
karte wird ebenso notwendig sein, wie 
e-mobility als Ergänzung zum hochwer-
tigen ÖV einzusetzen. Die Zukunft muss 
in Erweiterung des Freiraums für Fuß-
gängerInnen und RadfahrerInnen, einem 
höchstwertigen ÖV und in umfassenden 
Mobilitäts-Dienstleistungen liegen.  

Eine interessante Lesezeit und ein 
gutes, umweltfreundlich mobiles Jahr 
2013 wünscht Ihre 

Wiener Umweltanwältin

WUA auf der Eco-
Procura und Clean-
Med-Europe 2012 in 
Schweden

Frau DI Marion Jaros von der WUA prä-
sentierte als Leiterin der „ÖkoKauf Wien“-
Arbeitsgruppen für „Nanotechnologie“ und 
„Desinfektion“ diese Projekte erfolgreich 
auf der EcoProcura. Wir konnten zeigen, 
wie die Stadt Wien Marktinnovationen aktiv 
recherchiert und unökologische Lösungen 
durch Ausschlusskriterien bei der Beschaf-
fung und Medienarbeit ausbremst sowie 
ökologisch interessante Ideen mittels Pilot-
projekten fördern möchte. 

Die unter der Leitung der WUA entwi-
ckelte Wiener Desinfektionsmittel-Da-
tenbank WIDES, mit nunmehr auch eng-
lischsprachiger Website, fand reges Inte-
resse und wurde im Herbst 2012 auch auf 
der CleanMed Europe-Konferenz in Mal-
mö ein zweites Mal vorgestellt. Insbeson-

dere die WHO zeigte Interesse an der Da-
tenbank und verbreitet die Information über 
ihre Netzwerke. An der CleanMed nahmen 
auch Ing. Herbert Nentwich von der Stabs-
stelle Umweltschutz des Wiener Kranken-
anstaltenverbundes und Ing. Michael Grim-
burg von der MA 22-Umweltschutz  teil. 
Somit war „ÖkoKauf Wien“ als innovatives 
Programm in Malmö insgesamt sehr promi-
nent vertreten. 

 

Pendlerpauschale neu
Knapp vor dem Jahreswechsel wurde sei-

tens der Bundesregierung eine Reform der 
Pendlerpauschale beschlossen. Die ab dem 
Jahr 2013 gültigen Regelungen geben den 
Befürchtungen recht, dass hierbei die Chan-
ce auf eine Ökologisierung vertan wurde. 
Im Gegenteil, die Pendler erhalten in Hin-
kunft meist mehr Geld als bisher, ohne dass 
der Grund fürs Pendeln oder das verwendete 
Verkehrsmittel hinterfragt würden.

 

Die Pendlerpauschale, die eigentlich Be-
wohnerInnen strukturell benachteiligter Re-
gionen zur pauschalen Abgeltung ihrer Ko-
sten für die täglichen Arbeitswege dienen 
sollte, hat ihre soziale Treffsicherhiet ein-
gebüßt und fördert heute immer stärker die 
weitere Zersiedelung im Stadtumland und 
damit die Zunahme der Arbeitsweglängen. 
Mit diesen falschen verkehrspolitischen 
Lenkungseffekten wirkt die Pendlerpau-
schale den Klimaschutz- und Energieeffi-
zienzzielen auf Bundes-, Landes- und Ge-
meindeebene entgegen. 

Einziger Pluspunkt der Neuregelung aus 
Umweltsicht ist, dass ArbeitnehmerInnen, 
die von ihrem Dienstgeber ein „Jobticket“ 
erhalten, dessen Gegenwert nicht mehr ver-
steuern müssen. 

Aus Sicht der WUA sollte die Ver-
kehrspauschale komplett gestrichen werden 
und allfällig durch eine sozial treffsichere 
Unterstützung von BewohnerInnen aus be-
nachteiligten Regionen ersetzt werden. 

Mobilität ohne (negative) Nebenwirkungen ist das Ziel!
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Kolloidale Silber- & 
Goldlösungen
WUA setzt sich gegen ille-
gale Produkte am Markt ein

In der letzten Ausgabe der umweltstadt ha-
ben wir über unsere Aktivitäten zum The-
ma „Nanotechnologien“ berichtet. Dazu ein 
Nachtrag aus aktuellem Anlass. 

Im Rahmen unserer Marktrecherche zu 
Nanoprodukten stießen wir nämlich auch 
auf illegale Nanoprodukte. Über das In-
ternet und einige Drogerien werden schon 
seit längerem sog. „kolloidale Gold- und 
Silberlösungen“ vertrieben, teilweise auch 
von österreichischen Unternehmen. In die-
sen, auch Silber- und Goldwasser genann-
ten, Präparaten sind laut Beschreibung me-
tallische Nanopartikel von 1 – 10 nm Grö-
ße enthalten.

Kolloidales Silber soll nach einigen Bei-
packtexten gegen schwerste Erkrankungen 
wirksam sein, wie Gehirnhautentzündung, 
Lyme-Borreliose, Krebs, Aids, Chole-
ra, Syphilis, etc. Teilweise wird auch be-
hauptet, dass Silber ein essentielles Spuren-

element ist, was jedoch nicht zutrifft. Silber 
ist für den Stoffwechsel des Körpers voll-
kommen entbehrlich und in hohen Dosen 
unter anderem neurotoxisch. In der Medi-
zin sind Silberionen schon seit der Antike 
für ihre antibiotische und desinfizierende 
Wirkung bekannt. Heute gibt es Silber im 
medizinischen Bereich aus gutem Grund 
aber nur mehr in Nischenanwendungen, da 
es durch wirksamere Stoffe ersetzt werden 
konnte, die sich nicht wie Silber im Kör-
per anreichern. 

Die von den Herstellern empfohlenen 
Einnahmemengen an kolloidalem Silber 
sind gering und liegen im Bereich der täg-
lichen, natürlichen Silberaufnahme über 
die Nahrung. Sie gelten deshalb gemeinhin 
als unschädlich. Eine medizinische Wirk-
samkeit der angebotenen kolloidalen Lö-
sungen als Heilmittel konnte aber in keiner 
seriösen Studie nachgewiesen werden. Die 
den Goldlösungen nachgesagten positiven 
Wirkungen auf Psyche und Konzentrati-
onsleistung haben esoterischen Charakter.

Völlig sicher ist die Unschädlichkeit kol-
loidaler Silber- und Goldlösungen auch in 
geringen Konzentrationen zudem nicht. 
Kolloidale Silberpartikel lagern sich näm-
lich nicht nur auf Organen und in der Haut, 

sondern (ebenso wie die winzigen Gold
partikel) auch im Gehirn ab, wo sie sich 
bei regelmäßiger Einnahme anreichern und 
dann kontinuierlich Metall-Ionen abgeben. 
Bei einem anderen, lange als ungiftig gel-
tendem Metall, dem Aluminium, hat man 
inzwischen nachgewiesen, dass es sich 
ebenfalls im Gehirn ablagert und dort de-
menzfördernd wirkt. 

Manche Hersteller oder Lieferanten emp-
fehlen die Einnahme von kolloidalem Sil-
ber auch für Schwangere und Säuglinge, 
was aus unserer Sicht absolut unverant-
wortlich ist. Aus diesem Grund haben 
wir die diesbezüglichen Ergebnisse un-
serer Marktanalyse auch an das Gesund-
heitsministerium weitergeleitet. Dieses hat 
uns mitgeteilt, dass aufgrund der Bestim-
mungen der EU Verordnung 1170/2009 der 
Zusatz von Gold und Silber als Wirksub-
stanzen zu Lebensmitteln generell unzu-
lässig ist, ebenso wie gesundheitsbezogene 
Angaben ohne die Zulassung als Arznei-
mittel, welche für keine dieser kolloidalen 
Silber- und Goldlösungen gegeben ist. Des-
halb ist das Ministerium auch prompt tätig 
geworden. Gegen einen Hersteller wurde 
bereits ein Verwaltungsstrafverfahren ein-
geleitet.

Am 14.11.2012 hat im Wiener Rathaus 
der dritte Wiener Atomgipfel stattgefun-
den. Wie bei den letzten Atomgipfeln dis-
kutierten die Wiener Umweltstadträtin Ulli 
Sima und die Wiener Umweltanwältin An-
drea Schnattinger mit VertreterInnen aus 
der Politik, AtomexpertInnen der anderen 
Bundesländer und den VertreterInnen zahl-
reicher NGOs aktuelle Themen aus dem 
Bereich der Kernenergie. Von besonderem 
Interesse waren die Ergebnisse der Stress-
tests sowie deren Aussagen bezüglich der 
grenznahen Kernkraftwerke. Des weiteren 
bildete die geplante Vergabe von Geldern 
der Europäischen Union für eine Erhöhung 
des EURATOM-Forschungsbudgets einen 
Schwerpunkt in der Debatte. In einer Re-
solution, die von allen Anwesenden unter-
stützt und mitentwickelt wurde, wird eine 
Umwidmung der EURATOM-Gelder für 
den Ausstieg aus der Kernenergie gefordert. 
Die Resolution wurde wenige Tage später 

auch vom Wiener Landtag übernommen.
Im Rahmen des Gipfels wurden auch die 
Entwicklungen des von Wien initiierten 
Städtenetzwerks gegen die Nutzung der 
Kernenergie präsentiert. Das Städtenetz-
werk geht auf eine Initiative von Umwelt-
stadträtin Ulli Sima in den Wochen nach 
der nuklearen Katastrophe von Fukushi-
ma zurück. Unmittelbar nach dem Beginn 
der Katastrophe im KKW Fukushima wur-
de die Verwundbarkeit der nahegelegenen 
Metropole Tokyo zu einer der Hauptsorgen 
in der Berichterstattung, weil gerade große 
urbane Siedlungsgebiete etwa nicht evaku-
iert werden können und darüber hinaus ei-
ne große Anzahl wichtige Infrastrukturen 
auf engem Raum betroffen sein können. 
In Europa befinden sich zur Zeit 186 (der 
weltweit 437) KKW in Betrieb. In fast al-
len Fällen befinden sich im dicht besiedel-
ten Europa Städte im möglichen Einfluss-
bereich einer Reaktorkatastrophe in einem 
dieser Leistungsreaktoren. Im Rahmen des 
ersten Herantretens an andere großen eu-

ropäische Städte haben sich spontan Ant-
werpen, Bergen, Dublin, Frankfurt/Main, 
Hannover, Köln, Manchester, München, 
Nicosia und Viernheim der Wiener Initia-
tive gegen Kernenergie und für eine nach-
haltige Energiezukunft angeschlossen. Das 
Netzwerk hat darüber hinaus mit der welt-
weit fast 6000 Städte umfassenden Verei-
nigung „Mayors for Peace“ und der bri-
tischen Anti-Kernenergie und Anti-Nukle-
arwaffenvereinigung „Nuclear Free Local 
Communities“ der etwa 50 Kommunen in 
England, Wales Schottland und Irland an-
gehören, Kontakte geknüpft. 

Im Rahmen des Jahrestreffens der NFLA 
„Nuclear Free Local Communities“ war die 
WUA als Atomschutzbeauftragte der Stadt 
Wien eingeladen. Die Kooperation der bei-
den Organisationen wurde von den Vertre-
tern der NFLA und Wiens sehr positiv be-
wertet und konnte im Zuge des Treffens 
weiter vertieft werden.
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Waren für die Luftverschmutzung vor 
etwa 100 Jahren Industrie und Hausbrand 
verantwortlich, hat sie heute der motori-
sierte Verkehr in dieser Rolle abgelöst. 
So kann gegenwärtig die Belastung mit 
Stickoxiden (NOX) in Wien zu mehr als 
der Hälfte auf den Verkehr zurückgeführt 
werden. Drei Viertel der Feinstaub-Im-
missionen in Wien1 entstehen außerhalb 
des Stadtgebiets. Bei den lokalen Emis-
sionen sind auch hier der größte Ansatz-
punkt in Wien die Fahrzeugbewegungen 
innerhalb des Stadtgebietes (über drei 
Viertel der Emissionen2 im Stadtgebiet).

Umwelt und Verkehr – ein 
systemischer Ansatz

Auch wenn sich durch den Einsatz von 
schnellen Verkehrsmitteln (Motorisierter 
Individualverkehr/MIV, Öffentlicher Ver-
kehr/ÖV) die zurückgelegten Wege in der 

Stadt tendenziell vergrößert haben, kann 
der MIV seine Vorteile (Geschwindigkeit 
und Reichweite) eigentlich erst bei Di-
stanzen weit über der durchschnittlichen 
Weglängen, die in der Stadt zurückgelegt 
werden, entfalten. Die Umgestaltung der 
Stadt, abgestimmt auf die Bedürfnisse des 
MIV, wird heute bereits wieder aufgeho-
ben. Wie die Erfahrung  zeigt (Städtebau-
konzepte der 1960-er und 1970-er Jahre3 

sowie ihre bisherige Umsetzung) ist sie 
vor allem in Zeiten mit wachsender Be-
völkerung nicht zielführend, sieht man 
als primäres Ziel effizienten Transport 
von Personen und Gütern – im notwen-
digen Umfang – an. Daraus ergibt sich, 
dass der MIV für den Personentransport 
in der Stadt ungeeignet ist und großteils 
durch geeignete urbane Fortbewegung er-
setzt werden muss (MPV4), was aber ei-
ne weitere Umgestaltung der Stadtstruk-
turen bedingt. 

Das Wort „Verkehr“ ist bereits so ne-
gativ besetzt, dass durch den neu einge-
führten Ausdruck „Mobilität“ ein posi-
tives und zugleich weniger belastetes Bild 
für die Diskussion geschaffen wird. Nie-
mand würde von einer „Mobilitätsbela-
stung“, aber sehr wohl von einer  „Ver-
kehrsbelastung“ sprechen. Daher müssen 
wir konsequenterweise über Wege, Weg-
längen, Wegzeiten und die Art der Fort-
bewegung sprechen. Diese Begriffe sind 
neutral besetzt, gut definiert und ermög-
lichen somit eine objektive Auseinan-
dersetzung mit dem Thema. Die Gründe 
Wege zurückzulegen, ändern sich histo-
risch gesehen sehr langsam. Die Weglän-
gen korrelieren mit der technischen Ent-
wicklung der Fortbewegungsmittel, ha-
ben also rapide zugenommen. Beispiels-
weise führt so der Übergang vom Zufuß-
gehen (etwa 3 km/h) zum Autofahren (in 
der Stadt 50 km/h) zu einer mehr als Ver-
zehnfachung der potenziellen Weglänge 
pro Zeiteinheit. 

Eine nähere Betrachtung zeigt, dass 
Wegzeiten und die Anzahl der pro Tag zu-

rückgelegten Wege über lange Zeiträu-
me stabil geblieben sind. Auf Grund der 
technischen Entwicklungen und der damit 
verbundenen, für alle verfügbar, höheren 
Geschwindigkeiten müssen wir uns  mit 
den Folgen einer Zunahme der zurückge-
legten Distanzen und den Folgen der Mo-
torisierung auseinandersetzen. 

Das System der menschlichen	  
Fortbewegung beinhaltet folgende 
Parameter: 

• 	 Anzahl der Wege pro Zeiteinheit 
• 	 Zeitspanne für das Zurücklegen der 

Wege 
• 	 Die Geschwindigkeit mit der die Wege 

zurückgelegt werden (können) 

Da der Mensch durch seine Fortbewe-
gung die immer gleichen Bedürfnisse be-
friedigen möchte (Nahrung/Arbeit, Erho-
lung/Schutzbedürfnis) und es historisch ge-
sehen nur bei grundlegenden gesellschaft-
lichen Änderungen zu wesentlichen Ver-
schiebungen in den jeweiligen Bereichen 
gekommen ist,  zeigt sich in der Praxis die 
Anzahl der Wege als wenig veränderlich. 
Die Zeit wäre prinzipiell verschiebbar, tat-
sächlich bleibt die für die Fortbewegung re-
servierte Zeit im Wesentlichen gleich. Die 
sich auf den ersten Blick anbietende Re-
duktion der verwendeten Zeit tritt offen-
sichtlich nicht ein. Die Zunahme der Ge-
schwindigkeit führt vielmehr zu einer Aus-
weitung des Aktionsradius. Der Vorteil der 
Stadtstruktur ist gerade die Befriedigung 
aller Bedürfnisse auf relativ engem Raum: 
Arbeit, Vielfalt der Ernährungsmöglich-
keiten, Kultur, Bildung, Erholung. Viele 
dieser Faktoren verlangen zwar den Trans-
port von Gütern in(!) die Stadt, entbinden 
aber gleichzeitig die BewohnerInnen der 
Stadt von der Notwendigkeit selbst lange 
Wege zurückzulegen. 

Historisch gesehen war immer die Än-
derung des Parameters Geschwindigkeit 
ausschlaggebend für gesellschaftliche 
und räumliche Veränderungen. So ist die 
Stadt der kurzen Wege besonders in den 
Bereichen Arbeit und „Konsum“ verloren 
gegangen. 

Durch die Gesellschaft variierbar – oh-
ne dabei die Abläufe innerhalb der Ge-

Umwelt und Mobilität: Umweltauswirkungen des Verkehrs und Maßnahmen zur Reduktion 

Luftverschmutzung und Lärmbelastung sind in Ballungsräumen 
die größten Belastungen für die Bevölkerung und die Umwelt. 
Die Belastungen haben die unterschiedlichsten Ursachen, wo-
bei Verkehr eindeutig jener Ursachenkomplex mit der größten 
Auswirkung ist.
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sellschaft selbst zu verändern – ist da-
mit die Geschwindigkeit. Angenommen 
wird im Folgenden, dass eine Reduktion 
der Geschwindigkeit für den MIV gleich-
zeitig dessen wesentlichen Vorteil gegen-
über dem Umweltverbund5 aufhebt und 
so zu einer Wahl anderer Fortbewegungs-
mittel führt. Tatsächlich geschieht dieser 
Vorgang fast täglich ungeplant beim Stau. 
Dies erfordert Maßnahmen(bündel), von 
denen viele schon gute Praxis sind.

Optionen zur Reduktion der 
Belastungen durch die (all)
tägliche Wegebewältigung 

Viele dieser Maßnahmen sind entweder 
in Wien oder in anderen Städten bereits 
umgesetzt. Zusätzlich wird die zukünf-
tige Rolle und die notwendige Entwick-
lung des MIV behandelt.

Legistische/fiskalische 
Maßnahmen 
•	 Parkraumbewirtschaftung: Der 

öffentliche Straßenraum dient der Be-
wältigung von notwendigen Wegen. 
Diese Aufgabe sollte kostenfrei (über 
allgemeine Steuern finanziert) al-
len BürgerInnen gleichermaßen als 
Grundrecht zur Verfügung stehen. Das 
Abstellen von Gegenständen (Auto), 
auch wenn sie prinzipiell der Fortbe-
wegung dienen, als Recht einer Min-
derheit, ist daher keine durch den öf-
fentlichen Straßenraum zu erfüllende 
Aufgabe. Wenn der Straßenraum den-
noch dafür zur Verfügung gestellt wird, 
kann dies folgerichtig nur entgeltlich 
erfolgen. 

•	 City Maut 
6: In der Innenstadt sind 

die Wege kurz und es gibt ein durch-
wegs dichtes Angebot an Fortbewe-
gungsmitteln aus dem Umweltver-
bund. Die Maßnahme verstärkt den 
Anreiz für die Wahl von für die Innen-
stadt geeigneten Fortbewegungsarten. 
Werden die Bereiche zu groß, bzw. 
fehlen Begleitmaßnahmen, steigt der 
Verkehr innerhalb der Zone. Sie kann 
also für all jene Bereiche angewendet 
werden, für die obige Kriterien (kurze 
Wege, …) gelten. 

•	 Geschwindigkeitsbeschränkung/
Tempo 307: Die Mischnutzung (Rad/
Auto) gewinnt an Attraktivität. Die 
Lärmentwicklung hängt bis zu einer 
Geschwindigkeit von etwa 30 km/h 
ausschließlich vom Motorgeräusch 
ab (darüber ist das Rollgeräusch do-
minant).  E-Fahrzeuge verfügen etwa 
über praktisch kein Motorgeräusch. 
Der aufgewirbelte und durch Abrieb 
entstehende Feinstaub wird wesent-
lich reduziert. Das Unfallrisiko sinkt. 
Sowohl Lärm als auch Luftschadstoffe 
werden erheblich reduziert.

•	 zeitliche/sektorale Fahrverbote8: 
Etwa das Nachtfahrverbot für LKW 
oder das Einfahrtsverbot für Fahr-
zeuge über 7, 5 Tonnen (ausgenommen 
Ziel- und Quellverkehr) tragen zu ei-
ner Lärmreduktion zu sensiblen Zeiten 
und in sensiblen Zonen bei. Es wäre 
zu überlegen, ob eine derartige Maß-
nahme auch für andere MIV-Teilneh-
merInnen sinnvoll umgesetzt werden 
könnte (z. B. Nachtfahrverbot für Mo-
torräder, NichtanrainerInnen). 

•	 Stellplatzreduktion (allgemein): 
Der Straßenraum – hier ist nicht der 
öffentliche Raum in seiner Gesamt-
heit gemeint – ist ein knappes Gut, das 
sich alle teilen müssen. Er dient vor 
allem der Fortbewegung. Die Verle-
gung von Parkplätzen in Garagen soll 
ermöglichen, den Straßenraum wieder 
für andere Nutzungen zur Verfügung 
zu stellen. 

Umverteilung des öffentlichen Straßen-
raumes:  Die Fortbewegung in der Stadt 
passiert schon heute zu weniger als 29 
% durch den MIV, eine entsprechende 
Reduktion der zur Verfügung gestell-
ten Fläche, auf nicht mehr als diesen An-
teil, scheint gerechtfertigt. Die freiwer-
denden Teile des Straßenraumes müssen 
dem Umweltverbund und hier vor allem 
den grundlegenden (nichtmotorisierten) 
Fortbewegungsarten zugeschlagen wer-
den. Dies ist eine Maßnahme, die auch 
der Logik eines Bevökerungswachstums 
enstpricht.

Bauliche/Planerische 
Maßnahmen
•	 Teilaufpflasterung: So kann die Re-

duktion der Geschwindigkeit abseits 
der legistischen Regelung erzwungen 
werden und es wird auch baulich und 
optisch die Durchgängigkeit (Priorität) 
des Straßenraumes für die nichtmoto-

Umwelt und Mobilität: Umweltauswirkungen des Verkehrs und Maßnahmen zur Reduktion 



6

risierten Fortbewegungsarten hervor-
gehoben. Der Raum für diese Grup-
pe wird somit schlüssig erweitert. Das 
Unfallrisiko sinkt. 

•	 Shared Space/	
Begegnungszonen/Gemeinsame 
Nutzung9: Durch die gemeinsame, 
gleichzeitige Nutzung des Straßen-
raumes kommt es zu einer Geschwin-
digkeitsreduktion. In dieser Art der Stra-
ßennutzung werden die nichtmotorisier-
ten Nutzer eher entsprechend ihres zah-
lenmäßigen Erscheinens berücksichtigt. 
Das Abstellen von Autos ist in diesem 
Modell wesentlich eingeschränkt. 

•	 Rückbau/Stellplatzreduktion (im 
öffentlichen Raum): Diese ist im 
Zusammenhang mit der Umverteilung 
des Straßenraums zu sehen. Gleichzei-
tig führt die Reduktion von Stellplät-
zen zu einer Geschwindigkeitsreduk-
tion des MIV, im Sinne der gesamten 
Wegzeit von Ausgangsort zu Zielort. 
Der Zielort ist nicht mit dem Parkplatz 
ident, dadurch ergibt sich eine zusätz-
liche Wegstrecke, die den Zeitaufwand 
für diese Fortbewegungsart erhöht.

•	 Wegenetz, das nur dem nicht 
motorisierten Verkehr zur Ver-
fügung steht10:  Eine durchgängige 
Durchwegung des Stadtgebietes nur 
für nichtmotorisierte Fortbewegungs-
arten – primäre Nutzergruppe sind die 
FußgängerInnen – erhöht die Attrak-
tivität. Die Nutzung verlangt wesent-
lich geringere Flächen, als dies bei der 

Nutzung durch alle notwendig wäre. 
Gleichzeitig wird die speziell für die-
se Fortbewegung notwendige Redukti-
on der Wegstrecken erreicht. 

•	 Stärkung Öffentlicher Verkehr11: 
Der ÖV soll im gesamten Stadtgebiet/
Stadtregion ein dichtes Netz zur Ver-
fügung stellen. Das Zurückdrängen des 
MIV fördert und fordert den ÖV nach-
haltig (dichtere Intervalle, Kapazität, 
Qualität, Barrierefreiheit, dichteres 
Netz). Zu den Herausforderungen ge-
hören neben dem Bevölkerungswachs-
tum unter anderem die Berücksichti-
gung des Ansteigens der älteren Be-
völkerung, die möglicherweise umfas-
sende Dienstleistungen im ÖV braucht 
(Tür zu Tür), eine Erhöhung der Trans-
porte über die Stadtgrenzen und die In-
tegration verschiedener Dienste und 
Dienstleistungen in einem System. 

Welchen Raum und 	
welche Form/Rolle 	
nimmt der MIV ein

Es gibt mehrere Gründe ein motorisier-
tes Fahrzeug auch im städtischen Raum 
zu verwenden. Im gewerblichen Be-
reich (Wirtschaftstransporte) sind zur-
zeit genauso wie bei den Einsatzorgani-
sationen diese Fahrten nicht ersetzbar. Ei-
nige dieser Bereiche sind für die E-Mo-
bilität ideal geeignet. Ohne Zweifel gibt 
es auch Situationen, in denen der private 
Transport von Personen und Gegenstän-
den den Einsatz von motorisierten Fahr-
zeugen notwendig macht oder jedenfalls 
sinnvoll erscheinen lässt. Für diese Fälle 
bedarf es innovativer Lösungen, um die-
se Art der Fortbewegung für alle Stadtbe-
wohnerInnen zu ermöglichen. Jedenfalls 
soll der individuelle Besitz eines Autos 
für die Befriedigung der notwendigen Be-
dürfnisse nicht erforderlich sein.

•	 Elektro-Mobilität (individuelle): 
Die Umstellung von Benzin und Die-
sel auf Elektrizität beseitigt lokal die 
Lärm- und Luftschadstoffproblematik. 
Die weiteren Umweltauswirkungen 
sind vom jeweiligen Strommix abhän-
gig. Sonst sind Elektrofahrzeuge in ih-

rer Beurteilung, was die Bewältigung 
von Wegen und die damit verbundenen 
Auswirkungen betrifft, ident mit dem 
MIV zu sehen. Gemildert wird das Pro-
blem im regionalen Kontext durch die 
begrenzte Reichweite. Für die „letzten 
Kilometer“, die auf Grund der beste-
henden Raumordnung und Bebauung 
in der Region noch viele Jahre Realität 
sind, kann E-Mobilität sinnvoll sein. 

	 Zusätzlich erweitern E-Bikes und Ci-
ty-Pedelecs das NutzerInnenspektrum 
beim Radfahren. 

•	 Gemeinsame Nutzung Auto/An-
gebotserhöhung beim Car-Sha-
ring12: Dieser Lösungsansatz ermög-
licht die private Nachfrage nach Fahr-
zeugen – bei gleichzeitiger Reduktion 
des Fahrzeugbestandes in Wien – zu 
befriedigen. Auch hier sind E-Antriebe 
geeignet und sollen daher die erste 
Wahl als Fortbewegungs- und Trans-
portmittels im Bereich des MIV sein. 

•	 Angebotserhöhung City Bike13: 
Was für die Parkplätze des MIV gilt, 
gilt zwar mit geringerer, aber wach-
sender Dringlichkeit, auch für Fahrrä-
der. Das City-Bike System erhöht nicht 
nur die Verfügbarkeit eines nichtmoto-
risierten Fahrzeuges, sondern mildert 
auch diese Stellplatzproblematik. 

•	 Umweltzonen14: Diese Maßnah-
me kann bei entsprechender Größe ei-
nerseits regional die Schadstoffbela-
stung reduzieren, andererseits wird der 
Austausch alter Fahrzeuge auf höhere 
Standards im Bereich der Emissionen 
(Schadstoffe, Lärm, etc.) beschleunigt. 
Letztlich handelt es sich um eine Maß-
nahme, die einen ohnedies stattfin-
denden Prozesses – technische Verbes-
serung der Schadstoffbilanz der ver-
wendeten motorisierten Fahrzeuge – 
beschleunigt. 

Umweltauswirkungen  
Grenzwerte – Klima-
schutzverpflichtungen

Das Gebiet der Stadt Wien ist bezüglich 
der Schadstoffe Feinstaub und Stickoxide 
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als Sanierungsgebiet ausgewiesen. Auf 
Grund der Verpflichtungen in der Europä-
ischen Union15 ergibt sich daraus ein un-
mittelbarer Handlungsbedarf zur Reduk-
tion dieser zwei Luftschadstoffe, um die 
Vorgaben zum Schutz der menschlichen 
Gesundheit und der Umwelt erreichen 
zu können. Emissionen aus der Indus-
trie spielen in Wien eine untergeordnete 
Rolle. Emissionen von Heizungen sind 
durch Forcierung von Fernwärme, Erneu-
erung und Kontrolle von Heizungsanla-
gen, Thermische Gebäudesanierung und 
Verringerung von Heizgradtagen gesun-
ken. Die einzige Schraube an der, bei ra-
tionaler Betrachtung des Problems, wirk-
sam gedreht werden kann, ist der motori-
sierte Verkehr. 

Beim Lärm ist die Situation noch kla-
rer. Hier ist der motorisierte Verkehr prak-
tisch die alleinige Quelle der Belastung. 
Durch die Richtlinie 2002/49/EG über die 
Bewertung und Bekämpfung von Umge-
bungslärm wurde die rechtliche Grund-
lage zur systematischen Erfassung der 
Lärmbelastung und ihrer Ursachen ge-
schaffen. Auf Grund der Umsetzung der 
Richtlinie wurden die Aktionspläne Lärm 
erarbeitet. Zurzeit werden diese aktuali-
siert. 

Die Betrachtung der Maßnahmen zur 
Reduktion der Belastungen durch die (all)
tägliche Wegebewältigung zeigt grund-
sätzlich, dass Maßnahmen, die eine Re-
duktion der Belastung mit Luftschad-
stoffen bewirken, auch eine gleichzeitige 
Verbesserung der Lärmsituation herbei-
führen und umgekehrt. 

In Folge soll ein zukünftiges  Szenario 
betrachtet werden, in dem es durch die 
Umsetzung der oben angeführten Maß-
nahmen zu einer erfolgreichen, wesent-
lichen Reduktion der Wegzeiten mittels 
MIV und der Weglängen im Allgemeinen 
kommt und der dadurch bedingte Um-
stieg auf den Umweltverbund stattfindet.  

Der MIV ist für etwa 75 % für die in 
Wien verursachten Luftschadstoffe und 
annähernd zur Gänze für die Lärmbela-
stungen verantwortlich. Ausnahmen für 
den letzteren Fall bilden bahnnahe Lagen 
sowie Fluglärmzonen und punktuell auch 
innerstädtische Gewerbebetriebe. 

Gegenwärtig setzt sich der jeweilige 
Anteil an den Fortbewegungsarten zu 37 
% ÖV, 34 % Nichtmotorisierte und 29 % 
MIV zusammen16.

Die Abschätzung der quantitativen Aus-
wirkungen der angeführten Maßnahmen 
ist komplex. Auch ist die Wirkung der 
Summe der Maßnahmen mit ihren Wech-
selwirkungen höher einzuschätzen, als 
die Summe der Einzelmaßnahmen. Wie 
etwa die Studie  „Reduktionspotenzi-
ale beim motorisierten Straßenverkehr“17 
zeigt, kann mit einem geeigneten Maß-
nahmenpaket, eine drastische Reduktion 
des MIV von bis zu 40 % erreicht wer-
den. Als vorsichtige Abschätzung wird in 
der Folge von einer Reduktion des MIV 
in Wien von 29 % auf etwa 20 % ausge-
gangen, also einer Reduktion des Anteils 
um zirka 10 Prozentpunkte. 

Für problematische Emissionen im 
Luft- und Lärmbereich auf dem Gebiet 
der Stadt Wien, bedeutet dies eine deut-
liche Reduktion, etwa der Feinstaubpro-
duktion zumindest um ein Viertel und der 
Stickoxidemissionen in derselben Grö-
ßenordnung. 

Die wesentliche Unterschreitung der 
Europäischen Grenzwerte in diesem Be-
reich könnte damit als garantiert ange-
sehen werden. Der Energieverbrauch in 
Wien und damit die CO2-Emission wür-
den um deutlich mehr als 10 % sinken. 
Damit wäre die Klimaschutzverpflich-
tung der Stadt Wien erfüllt beziehungs-
weise übererfüllt. 

Beim Lärm ist die Verbesserung der Si-
tuation noch drastischer. Wie eine aktu-
elle Studie des VCÖ18 belegt, ist eine Re-
duktion um etwa 5 dB (Dezibel) alleine 
durch die Maßnahme flächendeckend 30 
km/h einzuführen, zu erwarten. Ein Sin-
ken des MIV auf 20 % führt zu einer 
Lärmreduktion von 1 bis 2 dB, was insge-
samt eine Verringerung des Lärms auf et-
wa ein Viertel des jetzigen Zustandes be-
deuten würde. 

Wie die Daten zeigen, ist die Redukti-
on im Bereich des MIV geeignet die we-
sentlichen strategischen Ziele der Stadt 
im Bereich Klimaschutz, Luftreinhaltung 
und Umgebungslärm zu erreichen. Das 
unterstreicht die Wichtigkeit von Maß-

nahmen zur Reduktion des MIV, da kei-
ne Änderung in anderen Einzelbereichen 
derartig große quantitative und qualitative 
Auswirkungen hat. 

1	 Endbericht „AQUELLA“ Wien Bestimmung von Immissi-
onsbeiträgen in Feinstaubproben, H. Bauer et al., 2006

2	 Statuserhebung PM10 2002 & 2003 in Wien gemäß Immis-
sionsschutzgesetz-Luft basierend auf einer Studie des Um-
weltbundesamtes, Roman Augustyn et al., 2005

3	 Die autogerechte Stadt – Ein Weg aus dem Verkehrs-Chaos, 
Hans Bernhard Reichow, 1959

4	 Masterplan Verkehr Wien, (http://www.wien.gv.at/stadtent-
wicklung/strategien/mpv/)

5	 Umweltverbund setzt sich zusammen aus: Zufußgehen, 
Radfahren , andere nichtmotorisierte Fortbewegungsarten, 
Nutzung des ÖVs 

6	 z. B. Stockholm, London, Mailand , Oslo, Bergen, Singapur
7	 z. B. Zürich, Graz, New York, Niederlande, Schweiz, 

Deutschland
8	 z. B. zeitliche Fahrverbote etwa für LKW bereits seit den 

1930-ern in der Schweiz, auch Salzburg (Fahrverbot ausge-
nommen AnrainerInnen, in der Innenstadt), sektorale Fahr-
verbote z. B. in vielen italienischen Städten „Zona Traffico 
Limitato“   

9	 z. B. Australien, Deutschland, Niederlande, Neuseeland, 
Schweden, Großbritannien, Vereinigte Staaten von Ameri-
ka, Berner Modell 

10	 Lösungsansatz der WUA ohne gegenwärtig bekanntes inter-
nationales Beispiel

11	 Gegenwärtiger europäischer Trend (z. B. Rückkehr der Stra-
ßenbahn in Frankreich) 

12	 Paris, Amsterdam, Berlin, Portland, Calgary, Frankfurt, …
13	 Paris, Kopenhagen
14	 z. B. Berlin, München, Frankfurt a. M., Amsterdam, Rotter-

dam, Bozen, Kopenhagen, Aarhus, Malmö
15	 Richtlinie 2008/50/EG, Richtlinie über Luftqualität und sau-

bere Luft für Europa
16	 Quelle: Wiener Stadtwerke, Stand 2011
17	 Reduktionspotenziale beim motorisierten Straßenverkehr, 

M. Maibach et al., 1997
18	 VCÖ – MOBILITÄT MIT ZUKUNFT, VCÖ, 2012 (http://

www.vcoe.at/de/presse/aussendungen-archiv/details/items/Aus-
gabe2012-65)
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Umweltrecht – Aktuelles

Änderung der UVP-Richtli-
nie der Europäischen Union

Datiert mit 26. Oktober 2012 wurde ein 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europä-
ischen Parlaments und des Rates zur Än-
derung der Richtlinie 2011/92/EU über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be-
stimmten öffentlichen und privaten Pro-
jekten (UVP-Richtlinie) vorgelegt.

Ziel der Überarbeitung ist die Verbesse-
rung des Umweltschutzes durch Hebung 
der Qualitätsstandards der UVP-Doku-
mentation sowie der UVP-Verfahren in al-
len Mitgliedstaaten. Detailliertere Rege-
lungen im RL-Vorschlag sollen zur An-
gleichung der Bestimmungen in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten führen.

Folgende Änderungen sind beabsichtigt:

Koordinierung – Einzelfallprüfung
Wichtige Änderungen sind unter ande-

rem die Einrichtung einer zentralen UVP-
Anlaufstelle in den einzelnen Mitglied-
staaten zur Koordinierung der im Zusam-
menhang mit einem bestimmten Projekt 
notwendigerweise tätigen Behörden.  

Als Ausfluss der Judikatur des Euro-
päischen Gerichtshofes sind die im Rah-
men der Feststellung der UVP-Pflicht 
eines Projektes zu fällenden Screening-
Entscheidungen dem RL-Vorschlag zufol-
ge zukünftig „ausreichend zu begründen“. 
Insbesondere ist schlüssig zu belegen, dass 
der Entscheidung der Behörde eine ange-
messene Vorprüfung vorangegangen ist. 

Vorgesehen ist auch die verpflichten-
de Durchführung eines Scoping-Verfah-
rens im Zusammenhang mit der Erstellung 
des Umweltberichtes nach Feststellung der 
UVP-Pflicht eines Projektes. Die zustän-

dige Behörde hat Umfang und Detailtiefe 
der vom Projektträger in den Umweltbe-
richt aufzunehmenden Informationen fest-
zulegen.

Eine Neuerung stellt auch die Verpflich-
tung der Behörde dar, im Falle der Fest-
stellung erheblich nachteiliger Umwelt-
auswirkungen möglichst umgehend zu 
prüfen, ob durch Projekts-Modifikationen 
diese Auswirkungen vermieden oder ver-
ringert werden können und daher Abände-
rungen vorzunehmen sind. 

Ordentliches UVP-Verfahren
Die im Zuge eines UVP-Verfahrens zu 

berücksichtigenden Faktoren werden um 
ökologische Aspekte wie Biodiversität, 
Klimawandel, Katastrophengeneigtheit 
sowie Nutzung natürlicher Ressourcen er-
weitert.

Um eine ausreichende Öffentlichkeits-
beteiligung auch im Lichte der Aarhus-
Konvention sicherzustellen, wird ein im 
Grundsatz mit 30 bis 60 Tagen konkreti-
sierter Zeitrahmen für die Konsultationen 
über den Umweltbericht festgelegt. Ei-
ne entsprechende Bestimmung findet sich 
auch im Zusammenhang mit der Prüfung 
von Vorhaben mit erheblichen grenzüber-
schreitenden Umweltauswirkungen.

Hinsichtlich der Dauer der UVP-Verfah-
ren enthält der RL-Vorschlag ebenfalls ei-
ne Konkretisierung. Diese müssen künf-
tig binnen drei Monaten ab Vollständig-
keit der Unterlagen sowie nach Durchfüh-
rung der erforderlichen Konsultationen ab-
geschlossen sein. 

Maßnahmen zur Überwachung
Für Projekte, die erheblich nachteilige 

Umweltauswirkungen nach sich ziehen, 
sieht der RL-Vorschlag eine obligatorische 
ex-post Überwachung vor. Die Behörde 

hat im Bescheid geeignete Maßnahmen 
zur Überwachung der erheblich nachtei-
ligen Umweltauswirkungen festzuschrei-
ben um die Durchführung und Wirksam-
keit von Schadensbegrenzungs- und Aus-
gleichsmaßnahmen beurteilen zu können 
und unvorhergesehene nachteilige Auswir-
kungen aufzudecken.    

Um der Kommission eine Überwachung 
der Durchführung der Richtlinie zu ermög-
lichen, ist eine sechsjährige Berichtspflicht 
enthalten.

Der Europäischen Kommission soll in 
Art 12a mittels delegierter Rechtsakte zu-
künftig Möglichkeit der Anpassung des 
neu geschaffenen Anhanges II.A sowie der 
Anhänge III und IV an den technischen 
und wissenschaftlichen Fortschritt einge-
räumt werden.

Einschätzung der WUA
Aus Sicht der WUA schaffen die detail-

lierteren Regelungen einen Rahmen für 
mögliche Verbesserungen im UVP-Ver-
fahren. Fraglich bleibt allerdings, ob sämt-
liche beabsichtigten Änderungen in der 
Praxis umsetzbar sein werden. Bei ord-
nungsgemäßer Einbindung aller Parteien 
wird die Einhaltung der dreimonatigen 
Entscheidungsfrist selbst bei Inanspruch-
nahme einer möglichen Verlängerung um 
weitere drei Monate nicht möglich sein.

Im Gegensatz zu den verfahrensrecht-
lichen Regelungen haben die Mitglied-
staaten bei der Einstufung, ob einzelne 
Projekte verpflichtend einer UVP zu un-
terziehen sind, einen großen Gestaltungs-
spielraum, den der österreichische Ge-
setzgeber durch viel zu hohe Schwellen-
werte auch ausgenützt hat. Eine längst 
überfällige Anpassung der Anhänge 1 und 
2 der UVP-Richtlinie wäre jedenfalls not-
wendig.   
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Neuer Grenzwert für Blei 
im Trinkwasser

Der Grenzwert für Blei im Trinkwas-
ser reduziert sich laut Trinkwasserverord-
nung ab 1. Dezember 2013 von derzeit 25 
µg/l auf 10 µg/l.

In der höchstgerichtlichen Judika-
tur wird eine Wasservorlaufzeit von ei-
ner Minute zur Absenkung des Bleige-

halts auf das Niveau des Grenzwertes laut 
Trinkwasserverordnung durch den Be-
standnehmer als zumutbar angesehen. Ei-
ne bloße Beeinträchtigung der Trinkwas-
serqualität durch Bleikontaminationen, 
die bei einem Wasservorlauf von einer 
Minute bei einer Wasserentnahmestelle 
zu beseitigen war, wurde vom Obersten 
Gerichtshof nicht als Baugebrechen im 
Sinne des § 3 Abs. 2 Z 1 Mietrechtsge-
setz angesehen. 

Ein um mehr als 50 % niedrigerer 
Grenzwert für Blei im Trinkwasser wird 
jedoch jedenfalls dazu führen, dass sich 
die Wasservorlaufzeiten bei Wasserent-
nahmestellen in Gebäuden, die über Was-
serleitungsrohre aus Blei verfügen, bis 
zur Erreichung des Grenzwertes verlän-
gern.  

Wo die Gerichte letztlich die Grenze der 
Zumutbarkeit ziehen werden, bleibt abzu-
warten. 


